

Zweckvereinbarung zur Übertragung der Aufgabe der Breitbandversorgung / des Breitbandausbaus mittels Glasfaser bzw. zukünftiger neuer Technologien 

Zwischen
der Gemeinde/Stadt [●●●], vertreten durch die Bürgermeisterin / den Bürgermeister [●●●]

– nachstehend „Kommune“ genannt –

und

dem Kommunalen Energiezweckverband Thüringen, Alfred-Hess-Straße 37 in
99094 Erfurt, vertreten durch den Verbandsvorsitzenden Herrn Marco Seidel,
– nachstehend „KET“ genannt –

wird folgende 
Zweckvereinbarung zur Übertragung der Aufgabe der Breitbandversorgung / des Breitbandausbaus mittels Glasfaser bzw. zukünftiger neuer Technologien
geschlossen: 
Präambel
Eine leistungsfähige und zukunftssichere digitale Infrastruktur ist ein wesentlicher Standortfaktor für alle Thüringer Kommunen. Sie ist Voraussetzung für die Teilhabe an der Digitalisierung fast aller Bereiche des öffentlichen und privaten Lebens. Insbesondere erfordert die digitale Innovation in den Bereichen Bildung, Gesundheitswesen, Wirtschaft und Verwaltung einen leistungsfähigen Zugang zu den globalen Datennetzen. Eine besondere Herausforderung – technisch und wirtschaftlich – stellt dabei der Ausbau der digitalen Infrastruktur für Kommunen abseits der großen Ballungsräume dar. Große Entfernungen führen bei derzeit im Einsatz befindlichen Kupferkabeln zu Leistungsverlust. Eine Lösung dieses technischen Problems bieten Glasfasernetze bis zum Haus. Allerdings macht die geringe Einwohnerzahl in den Ortschaften in Kombination mit der Entfernung den Bau und Betrieb von Glasfasernetzen oftmals unwirtschaftlich.
Die fehlende Wirtschaftlichkeit bildet eine hohe Hürde für den Breitbandausbau, sowohl für Kommunen als auch für Telekommunikations-Unternehmen. Privatwirtschaftlich tätigen Telekommunikations-Unternehmen fehlt der Investitionsanreiz. Kommunen sind angesichts der notwendigen, erheblichen Investitionssummen und der Komplexität der Bauvorhaben mit dieser „freiwilligen Aufgabe der öffentlichen Daseinsvorsorge“ oft überfordert. Bund und Land haben das Problem erkannt und ein Förderprogramm auf den Weg gebracht, welches nunmehr – nach mehreren Zwischenschritten – endlich den flächendeckenden Ausbau auch wirtschaftlich unattraktiver Regionen mit Glasfaser bis ins Haus ermöglichen soll.
Um dieses Förderprogramm zur Schaffung einer flächendeckenden Glasfaser-Intrastruktur in Thüringen optimal nutzen zu können, haben Thüringer Kommunen unter dem Dach des KET die Thüringer Glasfasergesellschaft mbH (TGG) als Zweckgesellschaft gegründet. Ihr Ziel ist die Umsetzung einer gleichmäßigen und an gesamtgesellschaftlichen Interessen (Daseinsvorsorge) orientierten Vorgehensweise hinsichtlich der Netzausbaustrategie in Thüringen. Die TGG plant, koordiniert und vollzieht den Ausbau der Glasfasernetze in Thüringen unter Nutzung möglicher öffentlicher Fördermittel. 
Damit die Gesellschaft auch auf dem Gebiet der Kommune tätig werden kann, bedarf es der nachfolgenden Aufgabenübertragung:
Der KET und die Kommune schließen diese Zweckvereinbarung ab, damit die Aufgabe der Breitbandversorgung / des Breitbandausbaus mittels Glasfaser bzw. zukünftiger neuer Technologien von der Kommune auf den KET übertragen wird. 
Rechtsgrundlage für diesen Vertrag bilden § 1 Abs. 2, § 3 Abs. 1 und § 7 Abs. 2 des Thüringer Gesetz über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 10. Oktober 2001, zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 23. Juli 2013 (GVBl. S. 194) i.V.m. § 2 Abs. 1 und 2 der Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31. März 2021 (GVBl. S. 113) 
§ 1
Aufgabenübertragung
(1)	Die Kommune überträgt für ihr Gebiet die Aufgabe der Breitbandversorgung / des Breitbandausbaus mittels Glasfaser bzw. zukünftiger neuer Technologien nach dem „graue Flecken“-Förderprogramm des Bundes und des Landes sowie ggf. nachfolgender Programme auf den KET. 
(2)	Die Übertragung dieser Aufgabe umfasst alle dazugehörigen Rechte und Pflichten, insbesondere die folgenden: 
· Durchführung des Markterkundungsverfahrens, Ermittlung der förderfähigen Adressen und Haushalte;
· Durchführung der Grobprojektplanung;
· Beantragung sowohl der vorläufigen als auch endgültigen Fördermittelbescheide;
· Ermittlung der vorhandenen und nutzbaren Infrastruktur (Infrastrukturatlas);
· Durchführung des Auswahlverfahrens zur Suche eines Netzbetreibers im Betreibermodell unter Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben;
· Durchführung der Feinprojektplanung für die Vorbereitung des Ausschreibungsverfahrens;
· Durchführung aller notwendigen verwaltungstechnischen Schritte einschließlich der notwendigen Vollzugslegitimation zur Beantragung der Zuwendung nach den geltenden Richtlinien;
· Durchführung und Ausschreibung des passiven Netzausbaus, Begleitung des Netzausbaus und der Betrieb des Netzes (insbesondere während der Zweckbindungsfrist für Fördermittel) einschließlich aller notwendigen Schritte zur Abwicklung des Förderverfahrens (u. a. Verwendungsnachweisführung);
· alle mit dem Netzeigentum verbundenen Aufgaben (z. B. Dokumentation, Erfassung im GIS, Unterhaltungs- und Instandhaltungsmaßnahmen). 
(3)	Die genannten Aufgaben gehen mit allen Rechten und Pflichten auf den KET über. Davon ausgenommen ist die Übertragung von hoheitlichen Befugnissen im Sinne des § 8 Abs. 3 ThürKGG; diese verbleiben bei der Kommune. Der KET ist nicht befugt, auf dem Gebiet der Kommune hoheitlich tätig zu werden. 
(4) 	Zur Erfüllung der übertragenen Aufgaben bedient sich der KET der TGG.

§ 2
Kostenersatz
(1)	Die Finanzierung des Breitbandausbaus erfolgt auf Grundlage der Richtlinie des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr zur „Förderung zur Unterstützung des Gigabitausbaus der Telekommunikationsnetze in der Bundesrepublik Deutschland“ vom 31. März 2023, der aktuellen Richtlinie des Freistaats Thüringen sowie zukünftiger Richtlinien des Bundes sowie des Freistaats Thüringen ohne Eigenmittelbeiträge der Kommunen.
(2) 	Verwaltungskosten für die Wahrnehmung der Aufgabe der Breitbandversorgung / des Breitbandausbaus mittels Glasfaser bzw. zukünftiger neuer Technologien fallen beim KET nicht unmittelbar an; zur Erfüllung der übertragenen Aufgabe bedient sich der KET der TGG. 


§ 3
Mitwirkungspflichten
(1) Die Kommune und der KET verpflichten sich zur gegenseitigen vertrauensvollen Zusammenarbeit. Der KET wird die Kommune über Baumaßnahmen von grundsätzlicher Bedeutung für die kommunalen Belange frühzeitig, mindestens jedoch drei Monate vor Beginn der Maßnahme, unterrichten und Gelegenheit zur Stellungnahme geben. Umgekehrt wird die Kommune den KET über Baumaßnahmen von grundsätzlicher Bedeutung für die Belange des Glasfaserausbaus frühzeitig, mindestens drei Monate vor Beginn der Maßnahme, unterrichten und Gelegenheit zur Stellungnahme geben. Bei Bedarf stellen die Beteiligten die erforderlichen Pläne für die von der jeweiligen Baumaßnahme betroffenen Bereiche dem jeweils anderen Beteiligten kostenfrei zur Verfügung. 
(2) Unabhängig von Abs. 1 informiert der KET die Kommune mindestens einmal jährlich über den aktuellen Stand des Glasfaserausbaus im Gebiet der Kommune, auch wenn sich dieser noch in der Ausschreibungsphase befindet.
(3) Die Kommune und der KET verpflichten sich, über alle geschäftlichen und betrieblichen Informationen, die ihnen im Rahmen der Zusammenarbeit bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren. Insbesondere verpflichten sie sich, die Informationen ausschließlich zur Durchführung dieses Vertrages zu verwenden und sie weder anderweitig zu nutzen noch Dritten mitzuteilen. Da der KET auch für andere Thüringer Kommunen tätig wird, ist eine Weitergabe von Informationen durch den KET an andere Kommunen zulässig, sofern dies für die Projektdurchführung notwendig ist und im wohlverstandenen Interesse der Beteiligten liegt.

§ 4
Inkrafttreten, Aufhebung und Kündigung
(1) 	Dieser öffentlich-rechtliche Vertrag wird wirksam, sobald er von allen Beteiligten beschlossen und unterschrieben ist. 
(2) 	Der Vertrag ist auf maximal 20 Jahre befristet. Liegt das Ende der Zweckbindungsfrist des jeweiligen für das Gemeindegebiet erlassenen Fördermittelbescheides mindestens 24 Monate vor dem Ablauf der Frist nach Satz 1, so können die Beteiligten den Vertrag 12 Monate nach Ablauf der Zweckbindungsfrist vorzeitig aufheben.  
(3)	Das Recht zur außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. 
(4)	Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn einem der Beteiligten unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls und unter Abwägung der jeweiligen Interessen die Fortsetzung des öffentlich-rechtlichen Vertrages bis zur vereinbarten Beendigung bzw. bis zur erstmaligen ordentlichen Kündigungsmöglichkeit nicht zugemutet werden kann. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann vor, wenn
a)	vor Beginn der Ausschreibung ein Antrag auf Förderung nach der Richtlinie des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr zur „Förderung zur Unterstützung des Gigabitausbaus der Telekommunikationsnetze in der Bundesrepublik Deutschland“ vom 31. März 2023, der aktuellen Richtlinie des Freistaats Thüringen sowie zukünftiger Richtlinien des Bundes sowie des Freistaats Thüringen abgelehnt worden ist;
b)	die TGG öffentlich-rechtlichen Bestimmungen, Erlaubnissen oder Genehmigungen gröblich zuwiderhandelt oder wesentliche Bestimmungen dieses öffentlich-rechtlichen Vertrags trotz wiederholter Mahnung grob verletzt; 
c)	sich die Rechtsform der TGG oder die Beteiligungsverhältnisse an der TGG in einer Weise ändern, die eine erneute Übertragung der Aufgaben nach diesem Vertrag nach den einschlägigen gesetzlichen Vorgaben ausschließen würde oder die Erlangung der für die Umsetzung der übertragenen Aufgabe erforderlichen Fördermittel rechtlich unmöglich macht;
d)	die Kommune Ursachen setzt und diese zu vertreten hat, die eine ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgabe der Breitbandversorgung / des Breitbandausbaus mittels Glasfaser bzw. zukünftiger neuer Technologien durch die TGG im Gebiet der Kommune unmöglich machen. Dies gilt auch, wenn die gemeindliche/städtische Bau- und Fachplanung die wirtschaftliche Erfüllung der Aufgaben durch die TGG erheblich gefährdet. Dies gilt nicht, wenn und soweit die Kommune zuvor mit dem KET und dieser wiederum mit der TGG Einvernehmen bezüglich der die Aufgabenerfüllung berührenden Planungsvorhaben hergestellt hat.
(5)	Vor Erklärung einer außerordentlichen Kündigung haben die Beteiligten die Pflicht, zunächst nach einer einvernehmlichen Lösung zu suchen, die eine Fortsetzung dieses öffentlich-rechtlichen Vertrages, ggf. unter Anpassungen, ermöglicht. 
(6)	Die außerordentliche Kündigung ist unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Jahr jeweils zum Jahresende auszusprechen. Das Wirksamwerden der Kündigung bewirkt den Rückfall der übertragenen Aufgabe des Glasfaserausbaus auf die Kommune.
(7)	Im Falle der Aufhebung des Vertrags bzw. des Rückfalls der Aufgabe an die Kommune findet eine gesonderte Auseinandersetzung statt.

§ 5
Schlussbestimmungen
(1)	Änderungen und Ergänzungen dieses öffentlich-rechtlichen Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Dies gilt auch für die Änderung dieser Schriftformklausel selbst. 
(2)	Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieses öffentlich-rechtlichen Vertrages unwirksam sein oder unwirksam werden, so wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Die Vertragspartner werden jedoch unwirksame Bestimmungen unverzüglich durch solche Vereinbarungen ersetzen, die dem aus diesem öffentlich-rechtlichen Vertrag erkennbaren Zweck der unwirksamen Bestimmung und dem Willen der Kommune am nächsten kommen.
(3)	Im Falle von Streitigkeiten über Rechte und Pflichten aus diesem öffentlich-rechtlichen Vertrag werden die Beteiligten vor Beschreiten des Rechtsweges eine Einigung unter Hinzuziehung der Rechtsaufsichtsbehörde suchen.

(Ort), den (Datum)	(Ort), den (Datum)
[●●●Name der Kommune]	Kommunaler Energiezweckverband Thüringen
							
Marco Seidel
Bürgermeister/-in					   Verbandsvorsitzender
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